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Kooperationen zwischen dem öffentlichen Sektor und privaten 
Unternehmen – sog. Öffentlich-Private Partnerschaften (ÖPP) oder 
Public Private Partnerships (PPPs) – gehören mehr und mehr zur 
Realität in vielen Staaten, wenn auch die letzten Jahre eine zeitweili-
ge Beruhigung der in Teilen emotional geführten öffentlichen Debatte 
mit sich gebracht haben.1 In der Europäischen Union und anderen 
Industriestaaten sowie in Entwicklungsländern ist seit über 40 Jahre 
ein Trend zugunsten des Einbezugs privater Unternehmen bei der 
Erbringung öffentlicher Leistungen in nahezu allen Sektoren zu beob-
achten.2 Zwar lässt sich im Gefolge der Wirtschafts- und Finanzkrise 
eine verstärkte Rückbesinnung auf die staatliche Eigenerledigung öf-
fentlicher Aufgaben, insbesondere im kommunalen Bereich, feststel-
len, jedoch führen Restriktionen der öffentlichen Haushalte dazu, dass 
– wohl auch in Zukunft – ein Rückgriff auf private Erfüllungsbeiträge 
verstärkt diskutiert wird.3 Trotzdem bestehen insbesondere im Bereich 
der konkreten Umsetzung durch die Verwaltung Hemmnisse, welche 
eine erfolgreiche Nutzung von PPPs verhindern. Der vorliegende Beitrag 
fokussiert diese auf empirischer Basis und geht insbesondere der Frage 
nach, wie Verwaltung konkret mit möglichen mit PPPs verbundenen 
Hemmnissen umgeht.
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bisher öffentlicher Aufgabenerfüllung“4. 
Zwar fehlt eine konzise Standardisierung 
bislang nach wie vor, jedoch ist – etwa 
entsprechend den Richtlinien der Europä-
ischen Kommission (2004) – eine grund-
sätzliche Differenzierung zwischen institu-
tionalisierten PPPs (gemischtwirtschaftli-
che Unternehmen) und vertraglichen PPPs 
im Sinne von Delegationsbeziehungen 
möglich.5 Als Distinktionskriterium von 
PPPs gegenüber anderen Kooperations-
formen kann an dieser Stelle die „sek-
torenübergreifende Zusammenfügung 
von Handlungsrationalitäten“6 sowie ein 
wertschöpfungsstufenübergreifender An-
satz angesehen werden.7 Auch die Auf-
teilung projektbestimmender Faktoren 
zwischen den Partnern muss als relevant 
angesehen werden: „In PPPs, public and 
private parties (actors) share costs, reve-
nues and responsibilities“8. Gemeinsam 
ist den verschiedenen Kooperationsmo-
dellen, dass sie dem öffentlichen Partner 
Kontroll- und Einflussnahmemöglich-
keiten sichern und zugleich dem privaten 
Partner die Möglichkeit eröffnen, Gewin-
ne zu erzielen. Die Verteilung der Risiken, 
Verantwortung und Finanzierungsalterna-
tiven hängt ebenso vom gewählten PPP-
Modell ab wie die Laufzeit; der PPP-Ver-
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vater Kooperationen subsumiert werden, 
wenn z.B. Budäus und Grüb feststellen: 
„PPP ist […] ein nur allgemein gehalte-
ner und wenig strukturierter Sammelbe-
griff für sehr heterogene, vielschichtige 
Formen und Kategorien zur Einbindung 
des privatwirtschaftlichen Sektors in die 
Finanzierung und/oder Wahrnehmung 

Forschungsstand 

Der Begriff „Public Private Partnerships“ 
selbst kann nach wie vor keinesfalls als 
abschließend definierter Terminus ver-
standen werden, sondern ist vielmehr ein 
weit gefasster Oberbegriff, unter wel-
chem verschiedene Arten öffentlich-pri-

1   Etwa Sack 2013; Schomaker 2011.

2   Vgl. u.a. Budäus/Grüb 2007; Hall 2008; Kappeler/
Nemoz 2010.

3   Kapeller/Nemoz, 2010; zu PPPs im Zuge der 
Staatsverschuldung Gatzke 2010.

4   Budäus/Grüb 2007, S. 247.

5   Siehe etwa Sack 2013; Schomaker/Huck 2013.

6 Ziekow 2003, S. 30.

7   Ziekow/Windoffer 2008 und Mühlenkamp 2011 
und 2012.

8   Bult-Spiering/Dewulf 2007, S. 3.

Prof. Dr. Rahel M. 
Schomaker
Habilitierte Volkswirtin 
und Verwaltungs-
wissenschaftlerin 
Professorin für 
Volkswirtschaftslehre an 
der CUAS Villach und Senior 
Fellow am FÖV Speyer.

https://doi.org/10.5771/0947-9856-2018-3-139
Generiert durch IP '52.15.34.178', am 02.05.2024, 10:07:55.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0947-9856-2018-3-139


140 VM 3/2018

Bauer/Schomaker, Public Private Partnerships aus Sicht der Verwaltung

trag kann also sehr unterschiedliche For-
men und Spezifikationen aufweisen. 

Die einschlägige Literatur folgt in der 
Regel der Argumentation, dass die Imple-
mentierung von PPPs, bedingt durch den 
wertschöpfungsstufenübergreifenden An-
satz sowie die überlegene Performanz des 
privaten Sektors bzgl. technischen Know-
hows und Managementfähigkeiten, zu ei-
ner Steigerung der Kosteneffizienz führt.9 
Darüber hinaus wird eine verbesserte 
Qualität der Leistungserbringung in Zu-
sammenhang mit PPPs diskutiert. Insbe-
sondere relevant im Falle eingeschränkter 
finanzieller Ressourcen der öffentlichen 

Hand wird auch die Möglichkeit von 
PPPs als Instrument der Staatsfinanzie-
rung diskutiert, etwa um eine Finanzie-
rung der Aufgaben durch die öffentliche 
Hand (partiell) in die Zukunft zu verla-
gern, zum Beispiel um möglicherweise die 
Schuldenbremse zu umgehen. Diese hier 
ggf. auf folgende Generationen verscho-
benen Lasten der Bereitstellung sowie die 
Notwendigkeit einer gewissen Mindest-
qualität (welche zumindest im Falle öf-
fentlicher Daseinsvorsorge durchaus in 
der Gewährleistungsverantwortung des 
Staates liegt) sowie das Risiko einer mög-
lichen Nichterbringung der Leistung sind 
es jedoch, welche den durchaus vorhande-
nen öffentlichen Widerstand gegen PPPs 
speisen. Proteste10 gegen konkrete PPPs 
ebenso wie der andauernde politische Dis-
kurs über die Rolle des Staates zwischen 
Gewährleistungsverantwortung und Be-
reitstellungsverantwortung demonstrieren 

die Janusköpfigkeit des Instruments PPP 
auf.

Allerdings finden sich insbesondere in 
der wirtschaftswissenschaftlichen Lite-
ratur auch grundlegende Zweifel an der 
oftmals pauschal, aber ohne belastba-
ren Nachweis behaupteten Effizienz von 
PPPs.11 Dazu kommen die mit PPPs ein-
hergehenden Risiken, welche neben Qua-
litätsproblemen über Kostensteigerungen, 
Zeitüberziehung im Projekt oder Nach-
verhandlungen zu Ungunsten der öffentli-
chen Hand bis hin zu einer Rückabwick-
lung des PPP-Projektes führen können. 
So haben etwa Fälle in Großbritannien 

gezeigt, dass PPP häufig zu einer höheren 
Belastung für die öffentliche Hand füh-
ren können als konventionelle Projekte.12 
Bedingt werden derartige Probleme ins-
besondere durch Informationsmängel auf 
Seiten des öffentlichen Sektors infolge der 
bestehenden Prinzipal-Agenten-Beziehung 
zwischen dem öffentlichen und privaten 
Partner sowie des zwangsläufig „unvoll-
ständigen“ Kooperationsvertrags, welcher 
einer PPP zugrunde liegt. 

Trotz der bestehenden Kontroverse um 
PPPs ist dieses Instrument dennoch im 
politischen Raum angekommen und wird 
dort eher positiv diskutiert. Zur Vorberei-
tung und Durchführung von PPPs wurden 
unterschiedliche organisatorische und 
institutionelle Arrangements in Staaten 
getroffen, die PPPs durchführen. Die Aus-
gestaltung und Funktionalität dieser Ar-
rangements sind bereits zum Gegenstand 

internationaler vergleichender Untersu-
chungen geworden. Die Mehrheit dieser 
Untersuchungen konzentriert sich auf die 
Rolle so genannter ppp enabling units bei 
der Vorbereitung und Durchführung von 
PPPs.13 Hierbei handelt es sich um staat-
liche oder halbstaatliche Organisationen 
bzw. Organisationseinheiten, die Verwal-
tungen vor der Implementierung von PPPs 
beraten. Für Deutschland existieren ähn-
liche institutionalisierte Einheiten, etwa 
„PPP-Units“ auf Länderebene und ins-
besondere auch die „ÖPP Deutschland“. 
Dazu kommt eine weitergehende Veran-
kerung in politischen Programmen, etwa 
die im Koalitionsvertrag der großen Koa-
lition bestehende Auffassung, dass PPP als 
zusätzliche Beschaffungsvariante genutzt 
werden sollen, wenn dadurch Kosten ge-
spart und Projekte wirtschaftlicher umge-
setzt werden können.14 Insgesamt soll die 
Fortentwicklung von PPP in einem breiten 
gesellschaftlichen Konsens vorangetrieben 
werden. 

Trotz dieses committments der politi-
schen Ebene bestehen insbesondere im Be-
reich der konkreten Umsetzung durch die 
Verwaltung Hemmnisse, welche eine er-
folgreiche Nutzung von PPPs verhindern. 
Der vorliegende Beitrag fokussiert diese 
auf empirischer Basis und geht insbeson-
dere der Frage nach, wie Verwaltung kon-
kret mit möglichen mit PPPs verbundenen 
Hemmnissen umgeht.

Public Private Partnerships als 
(strategische) Option der öffent-
lichen Verwaltung? Empirische 
Evidenzen

Eine notwendige Vorbedingung für den 
erfolgreichen Einsatz des Instruments 

9 Dazu etwa Beckers/Klatt 2008.

10 So wurde etwa im Jahr 2010, neben zahlrei-
chen Protestaktionen, ein Volksbegehren zu 
einer Offenlegung der Verträge der Berliner 
Wasserbetriebe erzwungen; auch der Ausbau und 
Betrieb von Autobahnen durch Private ist aktuell 
in Deutschland umstritten und wird medial ent-
sprechend diskutiert.

11 Vgl. z.B. Wettenhall 2003, Hodge/Greve 2007 u. 
2009, Greiling 2009.

12 House of Commons – Treasury Committee 2011.

13 Etwa OECD 2010; Dutz et al. 2006; Fischer/
Jungbeck/Alfen 2006.

14 CDU/CSU/SPD 2013.

»Trotz eines committments der politischen 
Ebene bestehen insbesondere im Bereich 
der konkreten Umsetzung durch die 
Verwaltung Hemmnisse, welche eine 
erfolgreiche Nutzung von PPPs verhindern.«

https://doi.org/10.5771/0947-9856-2018-3-139
Generiert durch IP '52.15.34.178', am 02.05.2024, 10:07:55.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0947-9856-2018-3-139


Bauer/Schomaker, Public Private Partnerships aus Sicht der Verwaltung

PPP ist der Aufbau der erforderlichen 
Kapazitäten in der Verwaltung – zur Ein-
schätzung von Potenzial und Risiken von 
konkreten PPP-Projekten sowie um ihre 
Entwicklung, Durchführung und – sofern 
erforderlich – Rückabwicklung zu ge-
währleisten.15 Entsprechend sind in den 
vergangen Jahren in Deutschland unter-
schiedliche Maßnahmen unternommen 
worden, um auf Bundes-, Landes- und 
Kommunalebene Kapazitäten aufzubauen 
und in Form von Beratungsangeboten und 
-einrichtungen zu institutionalisieren.16 
Trotz dieser Bemühungen ist der Zuwachs 
von PPPs in Deutschland im internationa-
len Vergleich eher gering. Für diese Ent-
wicklung werden nicht nur die Rahmen-
bedingungen, sondern auch Bedenken und 
Vorbehalte auf Seiten der Entscheidungs-

träger in der Verwaltung verantwortlich 
gemacht, die u.a. auf Vertrauens- und In-
formationsprobleme sowie Risikoaversion 
zurückgeführt werden können.17 

Diese Vorbehalte sind umso relevan-
ter vor dem Hintergrund der zentralen 
Merkmale von PPP – im Einzelnen das 
Vorliegen eines zwangsläufig unvollstän-
digen Kooperationsvertrages in einem 
Umfeld von Unsicherheit und i.d.R. hoher 
Projektkomplexität sowie einer politisch 
meist großen strategischen Projektrele-
vanz bei nur limitierter Kompetenz der 
Verwaltung.18 Während zahlreiche Studi-
en die Rolle von Vertrauen für effizientes 
Verwaltungshandeln sowie zunehmend 
auch für öffentlich-private Kooperationen 
thematisieren19, sind Fragen zu Vertrauen 

in PPPs sowie der öffentlichen Verwaltung 
in privatwirtschaftliche Unternehmen bis-
lang kaum empirisch untersucht.20 Es ist 
jedoch aufgrund der ausgeführten Natur 
derartiger Partnerschaften davon auszu-
gehen, dass insbesondere mangelndes Ver-
trauen in den privaten Partner dazu führt, 
dass Widerstände in der Verwaltung be-
stehen. Vertrauen – bzw. mangelndes Ver-
trauen – kann dabei in zwei Formen auf 
die Implementierung von PPPs wirken:

Mangelt es der Verwaltung an Vertrau-
en in den privaten Partner, sei es bzgl. der 
Qualität der Leistungserbringung, aber 
auch fristgerechter Durchführung oder 
Vertragstreue insgesamt, so sind etwa 
zusätzliche Kontrollmechanismen sowie 
Monitoring notwendig, welche die Ar-

beitsbelastung der Verwaltung erhöhen 
und zu Transaktionskosten und Informa-
tionskosten führen.

 Darüber hinaus kann auch ein – anti-
zipiertes – mangelndes Vertrauen der Bür-
ger in das Instrument PPP zu Widerstän-
den in der Verwaltung führen: sofern mit 
öffentlichem Widerstand gerechnet wird, 
welcher Projekte verzögert oder verteu-
ern stellen PPPs für die Verwaltung keine 
wirkliche Alternative dar.

Die Ausgangshypothese des Projekts ist 
entsprechend, dass Vorbehalte in der Ver-
waltung selbst die Ursache sind, dass es 
bislang kaum gelungen ist, die Wahrneh-
mung von PPPs als strategische Option in 
der öffentlichen Verwaltung zu verankern. 

Insbesondere werden folgende Aspekte als 
relevant erachtet:

Hypothese 1): Das Vertrauen innerhalb 
der Verwaltung in privatwirtschaftliche 
Akteure ist gering bzw. geringer als in den 
öffentlichen Sektor selbst.

Hypothese 2): Die (erwarteten) Transak-
tionskosten sind höher als in herkömmli-
chen Projekten.

Die Prüfung von PPPs als Alternative 
zu herkömmlichen Beschaffungsansätzen 
ist darüber hinaus annahmegemäß über-
wiegend mit Blick auf haushalterische 
Überlegungen in Entscheidungsstruktu-
ren und -verfahren der Verwaltung ein-
gebettet. Daraus ergibt sich die weitere 
Hypothese, dass Prozesse des Lernens der 
Verwaltung aus der Kooperation mit pri-
vatwirtschaftlicher Handlungsrationalität 
und im Vergleich mit dieser bislang unter-
entwickelt sind. Angesichts dessen ist es 
Ziel des Projekts, zu untersuchen, wie die 
Verwaltungsorganisationen auf die Her-
ausforderungen von PPPs reagieren und 
inwieweit die Ausgangshypothesen auf sie 
zutreffen. 

Befragt wurden für das Projekt im Jahr 
2016 sowohl die in Deutschland beste-
henden PPP-Units der einzelnen Bundes-
länder als auch ergänzend Verwaltungen 
auf kommunaler Ebene, die bereits Erfah-
rungen mit PPPs gemacht hatten. Die Be-
fragung erfolgte mittels eines Fragebogens 
und online bzw. telefonisch, die Antwor-
ten wurden anonymisiert.

Folgende Untersuchungsbereiche stan-
den hierbei im Mittelpunkt:
  Sind Public Private Partnerships und 

wenn ja in welcher Weise in eine auf-

15 Brenck/Gehrt/Richter 2009; Greve/Hodge 2011.

16 Fischer/Jungbeck/Alfen 2006; Schuy/Suhlrie 
2009.

17 Hart 2005; Rabitzsch/Stiepelmann/Wegner 2009; 
Steinbrück 2009.

18 Etwa Budäus/Grüb 2007; auch Mühlenkamp 
2006 und Schomaker 2011.

19 Zu unterschiedlichen Modellen von Vertrauen 
im Öffentlichen Sektor etwa Bouckaert 2011; 
Edelenbos/Klijn 2007; Klijn et al. 2010; Van de 
Walle et al. 2005.

20 Ein experimenteller Ansatz zu Vertrauen in PPPs 
findet sich etwa bei Schomaker/Bauer 2015.

»Mangelt es der Verwaltung an Vertrauen 
in den privaten Partner, sei es bzgl. der 
Qualität der Leistungserbringung, aber 
auch fristgerechter Durchführung oder 
Vertragstreue insgesamt, so sind zusätzliche 
Kontrollmechanismen notwendig, welche 
die Arbeitsbelastung der Verwaltung 
erhöhen und zu Transaktionskosten und 
Informationskosten führen.«
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gabenbezogene Gesamtstrategie der öf-
fentlichen Verwaltung eingebettet? 

  In welcher Weise werden PPPs in auf-
gabenkritischen Bewertungen als 
Handlungsoption berücksichtigt?

  Welche Auswirkungen haben die ins-
titutionellen Rahmenbedingungen auf 
das Akteursverhalten innerhalb von 
PPPs?

  Welche Rolle spielt aus Sicht der Ver-
waltung Vertrauen in den privaten Sek-
tor?

  Welche Rolle spielen Transaktionskos-
ten, konkret: sind diese in PPPs höher 
als bei alleiniger Bereitstellung durch 
die öffentliche Verwaltung?

Grundsätzlich ergab sich dabei das Bild, 
dass zwar die politische Ebene das Thema 
fördert und voranzutreiben sucht, jedoch 
insbesondere in den kommunalen Verwal-
tungen erhebliche Vorbehalte gegen das 
Instrument per se sowie gegen konkrete 
Projekte bestehen. Genannt wurden in 
explorativen Interviews sowie der eigent-
lichen Befragung Vorbehalte, welche fol-
genden inhaltlichen Clustern folgen:
  Transparenz und Öffentlichkeitsarbeit:  

Genannt wurden in diesem Zusam-
menhang Vorbehalte der Öffentlichkeit 
gegenüber dem Namen „PPP“, wel-
cher als ungeeignet bzw. „verbrannt“ 
angesehen wird ebenso wie mangeln-
de Transparenz, welche Projekte als 
PPP geeignet sind. Nach Meinung 
der betroffenen Kommunen „müsste 
auch deutlicher der Unterschiede zur 

herkömmlichen Verfahrensweise und 
deren Nachteile dargestellt werden“. 
Ebenso genannt wurde die Forderung, 
„positive Praxisfälle besser zu promo-
ten, negative konventionelle Beispie-
le kritisch zu hinterfragen (Flughafen 
Berlin)“. Auch „die massive, z.T. unge-

rechtfertigte Kritik der Rechnungshöfe 
(bundesweit) stellt ein großes Hemmnis 
dar und beeinflusst die Meinungsträger 
bzw. die Politik in Bezug auf ÖPP ext-
rem negativ“.

  Kosten: Es wird von zahlreichen Be-
fragten befürchtet, dass die behauptete 
Kosteneffizienz nicht besteht und „mit 
ÖPP eingekauften Leistungen im Ver-
gleich zur konventionellen Realisierung 
zu teuer sind (Berechnungsmethoden 
zu ÖPP werden nicht akzeptiert)“. Es 
besteht ein breiter Konsens der Befrag-
ten „ÖPP sind entgegen der Behaup-

tungen der privaten Partner … nicht 
kostengünstiger“.

  Zeit: Benannt wurde hier als Risiko 
insbesondere die teilweise lange Lauf-
zeit von Projekten (insb. bei großen 
Infrastrukturprojekten), welche für 
die Verwaltung zu problematischen 
Übergangssituationen und einer kom-
plizierten Prognose tatsächlicher Kos-
tenverläufe führen. Daneben wurde die 
„massiven Einschränkung von zukünf-
tigen Handlungsspielräumen durch 
langfristige Bindung“ für die Verwal-
tung kritisiert. Auch wird – etwa bzgl. 
Zinsannahmen – davon ausgegangen, 
dass nicht alle Herstellungsalternativen 
in der zeitlichen Extrapolation gleich 
behandelt werden und somit verzerrte 
Entscheidungen begünstigt werden.

  Organisatorisch-rechtliche Rahmen-
bedingungen: Insgesamt rund 2/3 des 
Samples benannten die Rahmenbe-
dingungen für den erfolgreichen Ein-
satz von PPPs als „mittelmäßig“ oder 
„schlecht“ (Frage: Wie würden Sie die 
rechtlichen und organisatorischen Rah-
menbedingungen in Ihrem Bereich zur 
Einrichtung von Public-Private Partner-

ships/Öffentlich-Private Partnerschaf-
ten bewerten?)

Im Detail benannt wurden hier als 
Hemmnisse insbesondere Unklarheiten 
in den rechtlichen Rahmenbedingungen 
in der Vergabe, welche gerade für klei-
ne Kommunen bzw. Kommunen, welche 
zum ersten Mal mit dem Instrument PPP 
befasst, sind problematisch sind. Dazu 
kommt die Forderung nach „einfache[n], 
standardisierte[n] Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchungen“. Auch die Rolle von „Wis-
senstransfer – Unterstützung und Know-

Abb. 1: Vertrauen der Verwaltung in private Partner (im Vergleich zur Verwaltung selbst) 
(Quelle: Eigene Darstellung)

»Grundsätzlich ergab sich, dass zwar die 
politische Ebene das Thema fördert und 
voranzutreiben sucht, jedoch insbesondere 
in den kommunalen Verwaltungen 
erhebliche Vorbehalte gegen das 
Instrument per se sowie gegen konkrete 
Projekte bestehen.«
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how“ wurde verschiedentlich betont, die 
bestehenden Initiativen werden dabei als 
unzureichend angesehen. Einige Befrag-
te gaben an, dass von politischer Ebene 
durchaus starke Aktivität zugunsten von 
PPPs besteht, diese jedoch in der Verwal-
tung aufgrund bestehender Zweifel nicht 
aufgenommen werden.

Neben diesen grundsätzlichen (poten-
tiellen) Hemmnissen für den erfolgreichen 
Einsatz von PPPs ergibt sich aus der Aus-
wertung der einzelnen Fragen folgendes 
Bild.

Frage: Wie ist das Vertrauen in pri-
vate Partner (verglichen mit einer 
Bereitstellung durch eine Behörde) in 
Ihrem Bereich?

Wie ersichtlich aus Abbildung 1 ist das 
Vertrauen der Verwaltung in private Part-
ner durchaus vergleichbar Jedoch ergibt 
sich aus den Antworten, dass bei denje-
nigen Teilnehmern, welche ein geringeres 
Vertrauen haben bzw. welche PPPs nicht 
regelmäßig als Alternative prüfen, erheb-
liche Bedenken gegenüber der grundsätz-
lichen Kosteneffizienz bestehen und in 
vielen Fällen ex post Kostensteigerungen 
durch Nachverhandlungen erwartet wer-
den. Während ersterer Punkt eher die Be-
rechnungsmethoden adressiert und somit 
ein eher methodisches Problem darstellt, 
so ist der zweite Punkt klar mit dem kon-
kreten Vertragsdesign verbunden. 

Frage: Wie ist Ihrer Einschätzung nach 
die Akzeptanz von Public-Private 
Partnerships/Öffentlich-Privaten 
Partnerschaften in Ihrer Behörde?

Wie aus Abbildung 2 ersichtlich besteht 
grundsätzlich ein Akzeptanzproblem bzgl. 
des Instruments PPP, obgleich einige Be-

fragte sehr überzeugt von dem Instrument 
sind (Antworten der Kategorie „hoch“ 
bzw. „sehr niedrig“ gab es interessanter-
weise nicht). Dies zeugt von einer starken 
Polarisierung mit Blick auf das Instru-
ment PPP, welche grundsätzlich auch zu 
Verwerfungen innerhalb der Verwaltung 
führen kann. Mehr als 50 Prozent der 
Befragten sehen die Akzeptanz von PPPs 
als gering an (bzw. geringer als anderer 
Formen der Bereitstellung). Dies spiegelt 
neben einem ggf. vorhandenen mangeln-
den Vertrauen in private Unternehmen 
(welches nur ca. 50 Prozent des niedrige-

ren Vertrauens in PPPs erklärt) die bereits 
konkret benannten Gründe, welche zu ei-
nem Misstrauen nicht der Privatwirtschaft 
per se gegenüber führen, sondern konkret 
gegenüber dem Instrument PPP in seiner 
jetzigen Form. Dies wird durchaus auch 
untermauert durch die Ergebnisse für die 
nachfolgende Frage.

Frage: Wie sind die Transaktionskosten 
bei der Vorbereitung, Durchführung 
und ggf. Abwicklung von Public-Private 
Partnerships/Öffentlich-Privaten 
Partnerschaften in Ihrem Bereich ge-
genüber der Bereitstellung durch eine 
Behörde?

Wie aufgrund der theoretischen Überle-
gungen zu erwarten werden die Transak-
tionskosten innerhalb von PPPs tatsäch-
lich als höher eingeschätzt verglichen mit 
konventioneller Bereitstellung. Da – basie-
rend auf Frage 1 – nicht davon ausgegan-
gen werden kann, dass ein grundsätzlich 
höheres Misstrauen in den privaten Sek-
tor zu ex ante stärkerem Monitoring etc. 
führt, so ist die Ursache für diese höheren 
Kosten hauptsächlich ex ante in der Ver-
gabe und Vertragsgestaltung zu sehen so-

wie ggf. ex post in notwendig werdenden 
Anpassungen oder Nachverhandlungen. 
Da jedoch aufgrund der relativen Neu-
heit ein Großteil der in Deutschland be-
stehenden Projekte noch keinen regulären 
Projektzyklus durchlaufen hat erscheint 
letzteres eher unwahrscheinlich; dies er-
gibt sich auch unter Rückgriff auf die 
Eingangs diskutierten Probleme mit der 
Vergabe – es ist davon auszugehen, dass 
ein hoher Teil dieser zusätzlichen Trans-
aktionskosten in der Anbahnung und Aus-
schreibung der einzelnen Projekte begrün-
det liegt.

Abb. 2: Akzeptanz von PPPs innerhalb der öffentlichen Verwaltung (Quelle: Eigene 
Darstellung)

»Wie aufgrund der theoretischen 
Überlegungen zu erwarten werden 
die Transaktionskosten innerhalb von 
PPPs tatsächlich als höher eingeschätzt 
verglichen mit konventioneller 
Bereitstellung.«
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Abb. 3: Transaktionskosten innerhalb von PPPs (verglichen mit Aufgabenerledigung im 
Öffentlichen Sektor selbst) (Quelle: Eigene Darstellung)

Abb. 4: Akzeptanz von PPPs durch die Öffentlichkeit/Bürger (Quelle: Eigene Darstellung)

Ergänzend zur Selbsteinschätzung 
wurden die Verwaltungen nach ihrer Ein-
schätzung der Haltung der Bürger gegen-
über PPPs befragt. 

Frage: Wie ist Ihrer Einschätzung nach 
die Akzeptanz von Bürgern gegenüber 
Public-Private Partnerships/Öffentlich-
Privater Partnerschaften in Ihrem 
Bereich?
Hier zeigt sich deutlich, dass die Akzep-
tanz der Bürger als neutral bis schlecht 
eingeschätzt wird, jedoch fehlen komplett 
Extremwerte von „sehr hoch“ und „sehr 
niedrig“. Ergänzend zu den bereits oben 
diskutierten Hemmnissen, welche in man-
gelnder Transparenz von PPP-Projekten 

von der Vergabe bis zur Performanz ge-
sehen werden sowie der Forderung nach 
einer besseren Öffentlichkeitsarbeit er-
klärt dieser (antizipierte) Widerstand der 
Öffentlichkeit gegenüber PPPs u.U. einen 
erheblichen Teil des recht vorsichtigen 
Umgangs der Verwaltung mit dem Instru-
ment PPP.

Fazit

Grundsätzlich stellen PPPs zunehmend 
eine Realität auch in Deutschland dar. 
Während jedoch der politisch Wille zu-
gunsten von PPPs relativ klar erkennbar 
ist, u.a. in der institutionalisierten Form 
von „PPP-Units“ sowie programmatischer 

Vorgaben, fehlt es der öffentlichen Ver-
waltung nicht nur an Erfahrung mit dem 
Instrument, sondern insbesondere an Ak-
zeptanz.

Zwar werden PPPs, wie die Ergeb-
nisse unseres Samples zeigen, durchaus 
geprüft, jedoch nur in ca. 50 Prozent der 
befragten Kommunen regelmäßig. Sofern 
PPPs als Alternative geprüft werden, sind 
es ca. hälftig haushaltsrechtliche, hälftig 
strategisch-aufgabenbezogene Gründe, 
welche genannt werden. Eine grundle-
gende institutionalisierte Verankerung auf 
Ebene der Verwaltung kann damit nicht 
festgestellt werden. Grundsätzlich besteht 
zwar kein überragend großes Misstrau-
en in privatwirtschaftliche Unternehmen 
per se, jedoch ist die Akzeptanz des Ins-
truments PPP in der Verwaltung relativ 
gering. Darüber hinaus wird davon aus-
gegangen, dass auch die Einstellung der 
Bürger gegenüber PPPs eher negativ ist 
– ein Faktor, welche Verwaltungen oft-
mals davon abhalten wird, proaktiv PPPs 
zu bewerben. Als Lösungsmöglichkeiten 
vielfach genannt im Rahmen der Untersu-
chung wurden eine größere Transparenz 
bzgl. Einsatzgebieten, Entscheidungskrite-
rien und konkreten Vertragsgestaltungen 
im Umfeld von PPPs. Diese Forderungen 
erscheinen sinnvoll in Anbetracht der vor-
liegenden Ergebnisse, sind jedoch eher po-
litischer Natur als dass sie allein von der 
Verwaltung umgesetzt werden können. 
Entsprechend – den politischen Willen zur 
Nutzung des Instruments auch unter der 
neuen Regierung vorausgesetzt – besteht 
erheblicher Nachholbedarf, welcher von 
den Verwaltungen allein nicht geleistet 
werden kann, benötigen sie doch in vielen 
Fällen selbst Unterstützung.
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»Grundsätzlich besteht zwar kein 
überragend großes Misstrauen in 
privatwirtschaftliche Unternehmen per se, 
jedoch ist die Akzeptanz des Instruments 
PPP in der Verwaltung relativ gering. 
Darüber hinaus wird davon ausgegangen, 
dass auch die Einstellung der Bürger 
gegenüber PPPs eher negativ ist.«
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